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die Unfallversicherungsträger Unfallschwerpunkte erkennen 
und präventive Maßnahmen entwickeln, um diese Art von 
Unfällen in Zukunft zu verhindern.  
 
7.    Leider kommt es in unserem Beruf auch zu schwereren 
      Unfällen. Allerdings wird nicht immer der Rettungsdienst 
      verständigt, weil im ersten Moment die Lage falsch ein-
      geschätzt wird. Ab wann muss der Rettungsdienst ver-
      ständigt werden? 
 
Das kann man pauschal nicht sagen, ich würde immer den 
Notruf wählen und die Verletzung schildern, die Rettungsleit-
stelle entscheidet dann, ob ein Rettungswagen geschickt wird 
oder ob man zum Durchgangsarzt gehen kann.  
 
8.    Kann der Anspruch auf Versicherungsleistungen auf-
      grund von Fehlverhalten nach einem Arbeitsunfall ver-
      wirkt werden? 
 
Ein Arbeitsunfall kann nur verwirkt werden, wenn der Unfall 
vorsätzlich hervorgerufen worden ist oder die Voraussetzun-
gen für einen Arbeitsunfall nicht gegeben sind.  
 
Die Voraussetzungen sind: 
•     Es muss eine versicherte Person sein (z.B. der Schorn-
      steinfeger) 
•     Eine versicherte Tätigkeit (der Arbeitnehmer hat den Auf-
      trag vom Unternehmer bekommen, die Tätigkeit auszu-
      führen) 
•     Ein plötzlich von außen auf den Körper einwirkendes 
      Ereignis 
•     Ereignis muss zum Körperschaden oder zum Tod führen 
 
9.    Oft werden bei Arbeitsunfällen die Schwere und die Fol-
      gen anfangs falsch eingeschätzt. Hier treten Symptome 
      erst verspätet auf oder werden erst nachträglich einem 
      Arbeitsunfall zugeordnet. Was ist in diesen Fällen zu be-
      achten? 
 
Wenn es erst mal als Arbeitsunfall aufgenommen worden ist, 
z.B. durch den Durchgangsarzt oder Rettungsdienst, sind auch 
Spätfolgen, die mit dem Arbeitsunfall zusammenhängen, ver-
sichert. Wie schon gesagt, ist es wichtig, dass auch kleinere 
Unfälle in das Verbandbuch eingetragen werden, um einen 
Nachweis für die Zuordnung zum Arbeitsunfall nachzuweisen.  
 
10. Viele Arbeitnehmer und Arbeitgeber scheuen sich vor zu
      viel „Papierkram“. Welche Unterlagen und Dokumente 
      müssen bei Arbeitsunfällen beide Parteien ausfüllen?  
 
Der Arbeitgeber muss nur die Unfallanzeige ausfüllen und ge-
gebenenfalls weitere Fragebögen zum Unfallhergang beant-
worten. 
 

11. Sollte es zu einem Arbeitsunfall gekommen sein, muss 
      der Unternehmer gegebenenfalls eine Unfallanzeige aus-
      führen. In einigen Fällen bekommt der Unternehmer ei-
      nen Fragenbogen zur detaillierten Unfallschilderung zu-
      gesandt. Der Mitarbeiter muss im Regelfall nur ein For-
      mular zum Datenschutz ausfüllen. Kann generell durch 
      falsches Verhalten der Versicherungsschutz gefährdet 
      werden? 
     
Nein, im Gesetz heißt es, dass ein verbotswidriges Verhalten 
einen Versicherungsfall nicht ausschließt.  
 
12. Sind auch der Weg zu Pausen, die Pausen selbst oder Toi-
      lettengänge versichert? 
     
Pausen und Toilettengänge gelten als eigenwirtschaftliche 
Tätigkeiten und sind nicht versichert. Der Weg dahin gilt als 
versichert.  
 
      Vielen Dank, dass Sie sich die Zeit für uns und unsere Fra-
      gen genommen haben. Ich hoffe, dass unsere Kollegin-
      nen und Kollegen mit dem Thema so wenig wie möglich 
      konfrontiert werden, aber dennoch sollte das Thema Ar-
      beitsunfall immer wieder aufgegriffen werden, um hier 
      sensibilisieren zu können. 
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100 Kilowatt ein Abstand von 17 Metern zu Lüftungsöffnun-
gen (dies entspricht den Vorgaben des alten Paragrafen 19) 
bzw. eine Überragung von Fenstern und Türen um mindes-
tens zwei Meter gefordert. Die Erweiterung des Umkreises um 
zwei Meter je weitere angefangene 50 Kilowatt Leistung, wel-
chen Schornsteinmündungen zu Lüftungsöffnungen einhal-
ten müssen, ist weiterhin beibehalten worden, jedoch wurde 
die Überragung von Schornsteinmündungen gegenüber Fens-
tern und Türen angehoben. Soll jedoch eine Feuerungsanlage 
über 200 Kilowatt errichtet werden, so muss die Überragung 
von Fenstern und Türen sowie der Abstand zu Lüftungsöff-
nungen gemäß der Tabelle 3 der Richtlinie VDI 3781 Blatt 4 
bestimmt werden.  
 
In letzter Zeit wurde in Kollegenkreisen häufig darüber debat-
tiert, wie denn die rechtliche Anforderung sei, wenn sich ein 
Gebäude in der Bauphase befindet, allerdings die Fertigstel-
lung der Feuerungsanlage erst nach dem Inkrafttreten der  
1. BImSchV zu erwarten ist. Auch hier liefert die novellierte 
Verordnung eine Antwort. Dazu heißt es sinngemäß, dass 
Feuerungsanlagen, die vor dem Inkrafttreten der 1. BImSchV 
errichtet wurden, allerdings nach neuem Recht abgenommen 
werden sollen oder für die eine Baugenehmigung vor Inkraft-
treten erteilt wurde, alternativ die alten Ableitbedingungen 
einhalten können, wenn die Erfüllung der neuen Ableitbedin-
gungen im Einzelfall unverhältnismäßig erscheint.  
 
Die Novellierung der 1. BImSchV klärt darüber hinaus auch da-
rüber auf, dass Feuerungsanlagen, die vor dem Inkrafttreten 
der 1. BImSchV mit flüssigen oder gasförmigen Brennstoffen 
betrieben wurden und nun durch eine Feuerungsanlage, die 
mit festen Brennstoffen betrieben werden soll, ausgetauscht 
werden, ebenfalls nur die Bestimmungen des ,,alten Paragra-
fen 19“ einhalten müssen. 
 
Schlussendlich sind von der Neuregelung des Paragrafen 19 
lediglich neue Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe mit ei-
ner Feuerungsleistung von weniger als einem Megawatt, die 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung errichtet werden, be-
troffen. Die 1. BImSchV wird voraussichtlich zum 01.01.2022 
im Bundesanzeiger veröffentlicht werden und tritt somit am 
selbigen Tag in Kraft. Für derzeit bestehende Anlagen, die vor 
dem 01.01.2022 in Betrieb gegangen sind, wird sich durch die 
Novellierung erst einmal nichts ändern. Dennoch wirft die No-
vellierung noch einige Fragen auf, welche in naher Zukunft 
noch durch die Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz so-
wie das Bundesministerium für Umwelt geklärt werden müs-
sen. In der kommenden Ausgabe des Schornsteinfegers wer-
den entsprechende Neuerungen oder Auslegungen noch er-
gänzt werden. Derzeit arbeitet die Technik- und Bildungsab-
teilung des ZDS an einem Rechenschieber, der in näherer 
Zukunft erhältlich sein wird. Dieser soll die Berechnung des er-
wähnten fiktiven Dachfirstes bei Dächern mit einer Dachnei-
gung von unter 20 Grad sowie der Schornsteinhöhe bei Dä-

chern mit einer Neigung, welche größer als 20 Grad ist, verein-
fachen und somit ein kundenorientiertes Arbeiten ermögli-
chen. 
 
Auch wenn mit der Novellierung des Paragrafen 19 der erste 
Schritt in Richtung einer neuen 1. BImSchV getätigt wurde, 
bedeutet dies nicht das Ende. Zwar wurde dieser nun an gel-
tende VDI-Richtlinien angepasst, jedoch wurde das Grund-
satzproblem der zu hohen Staubbelastung hiermit nicht end-
gültig beseitigt. Zu erwarten ist also, dass in naher Zukunft 
weitere kleinere beziehungsweise eine Komplettnovellierung 
der 1. BImSchV folgen wird.  
 

Paul Rambow und Marcel Schneider  
Abteilung Technik/Bildung  

RV West 
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geltendes Recht verstoßen wurde, sondern dem Unterneh-
men noch ein zusätzlicher finanzieller Schaden entstünde. 
Daher empfiehlt es sich, als Arbeitgeber bei bestehenden 
bAV-Verträgen immer auch eine sogenannte Versorgungs-
ordnung im Unternehmen zu installieren und bestehende 
Versorgungsordnungen anzupassen. Diese regelt u.a. die Hö-
he der Arbeitgeberzuschüsse zu einer Entgeltumwandlung.  
 
Um den Arbeitgeberpflichtzuschuss für Bestandsverträge 
umzusetzen, gibt es mehrere Möglichkeiten – Beispiele/Lö-
sungsvorschläge  
 
Variante A:   Sofern der Gesamtbeitrag nicht verändert wer-
                       den soll/kann, bietet sich die Neuaufteilung des 
                       Vertragsbeitrages an. Der vom Arbeitnehmer fi-
                       nanzierte Anteil reduziert sich um den Zuschuss 
                       des Arbeitgebers (neuer Arbeitnehmerbeitrags-
                       anteil = Gesamtbeitrag / 1,15). 
 
Variante B:   Der bestehende Vertrag, sofern vom Versicherer 
                       erlaubt, wird um den Arbeitgeberpflichtzu-
                       schuss erhöht (bisheriger Beitrag + 15 % [weiter-
                       er] Arbeitgeberanteil). 
 
Variante C:   Ein Zweitvertrag – je Arbeitnehmer/in – nimmt 
                       den Arbeitgeberzuschuss auf (Mindestbeiträge 
                       beachten). 
 
Wichtig: Arbeitgeber müssen die Umsetzung zum 
01.01.2021 auch arbeitsrechtlich dokumentieren und sich 
JETZT um die Umsetzung kümmern – und nicht erst zum Jah-
resende. 
 
Wie verhält es sich mit der Pensionskasse des Schornsteinfe-
gerhandwerks (PKS)? 
 
Dazu drei wichtige Fakten vorab: 
 
1. Zahlt der Arbeitgeber die 2 % gemäß Tarifvertrag in die PKS 
    ein, handelt es sich um eine zu 100 % arbeitgeberfinanzier-
    te Versorgung und es stellt sich nicht die Frage nach einem 
    weiteren Arbeitgeberzuschuss aus dieser Versorgung, da ja 
    kein Entgelt umgewandelt wird. 
 
    Ebenso wird hiermit nicht beabsichtigt, eine Sozialversi-
    cherungsersparnis an den Arbeitnehmer/an die Arbeitneh-
    merin weiterzugeben, und die Frage nach der Anrechnung 
    auf den neuen gesetzlichen Arbeitgeberpflichtzuschuss, 
    wenn separate weitere betriebliche Altersvorsorgeverträge 
    mit einer Entgeltumwandlung bestehen (finanziert vom 
    Arbeitnehmer/von der Arbeitnehmerin), stellt sich daher 
    nicht.  

2. Der Arbeitgeberzuschuss muss rechtlich gesehen nicht in 
    denselben Vertrag gezahlt werden, wo auch die Entgelt-
    umwandlung stattfindet. Siehe dazu oben die Lösungsvari-
    ante C. 
     
3. Der Tarifvertrag macht folgende Vorgaben: 
 
    § 12 Pensionskasse  
 
     1.  Der Arbeitgeber zahlt für die betriebliche Altersversor-
          gung des Arbeitnehmers eine jährliche Zuwendung in 
          Höhe von 2 % der Beitragsbemessungsgrenze (West) in 
          der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten; 
          bei einer kürzeren Beschäftigungsdauer wird für jeden 
          vollen Monat des Bestehens des Arbeitsverhältnisses 
          im Kalenderjahr 1/12 der jährlichen Zuwendung ge-
          zahlt. 
 
     2.  Die Versicherung ist vom Arbeitgeber bei der Pensions-
          kasse des Schornsteinfegerhandwerks zu veranlassen. 
          Der Arbeitgeber hat der Pensionskasse Beginn, Ende 
          sowie etwaige Unterbrechungen des Arbeitsverhältnis-
          ses binnen zwei Wochen schriftlich anzuzeigen. Das 
          Nähere regelt die Satzung.  
 
     3.  Darüber hinaus kann der Arbeitnehmer vom Arbeitge-
          ber Entgeltumwandlung im Rahmen der gesetzlichen 
          Möglichkeiten verlangen. 
 
          Dazu auszugsweise Details aus dem Informationsblatt 
          und von der Homepage der PKS: 
 
          Die Entgeltumwandlung ist vom Arbeitnehmer bei der 
          PKS zu beantragen. Der Arbeitgeber muss 15 Prozent 
          des umgewandelten Entgelts zusätzlich als Arbeitge-
          berzuschuss an die Pensionskasse weiterleiten, soweit 
          er durch die Entgeltumwandlung Sozialversicherungs-
          beiträge einspart. Dazu muss er den Zuschuss auf dem 
          Antragsformular des Arbeitnehmers zur Entgeltum-
          wandlung beziffern und zusammen mit dem umzu-
          wandelnden Entgelt an die Pensionskasse zahlen.  
 
          Der Arbeitgeberzuschuss zur Entgeltumwandlung ist 
          gesetzlich vorgeschrieben in § 1a Abs. 1a BetrAVG.  
 
          Diese Regelung des Betriebsrentenstärkungsgesetzes 
          tritt gestaffelt für Vereinbarungen zur Entgeltumwand-
          lung in Kraft: 
 
          Ab 1. Januar 2019: bei allen ab diesem Zeitpunkt neu 
          abgeschlossenen Verträgen 








































